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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Gesetze über die Gemeinschaftsauf- 
gaben (Antrag der Abgeordneten Hirsch, Dichgans, 
Mertes, Dr. Müller [München] und Genossen) 


A. Problem 

In den Gesetzen über die Gemeinschaftsaufgaben ist der Ter- 
min für die Anmeldungen zu den Rahmenplänen auf den 1. Fe- 
bruar jeden Jahres festgesetzt worden. Dieser Termin läßt 
— wie die Präsidenten der deutschen Landesparlamente nach 
Beratungen mit den Landesregierungen zum Ausdruck gebracht 
haben — für die vorausgehende Information der Parlamente 
keinen angemessenen Zeitraum. Das Haushaltsrecht der Parla- 
mente ist aber nur dann gesichert, wenn eine Information der 
Parlamente erfolgt, bevor die Landesregierungen eine für sie 
bindende Zusage erteilen. 


B. Lösung 

Verschiebung des Anmeldetermins vom 1. Februar auf den 
1. April jeden Jahres. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Antrag 

der Abgeordneten Hirsch, Dichgans, Mertes 
Dr. Müller (München) und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Gesetze über die Gemeinschaftsaufgaben 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In § 8 Abs. 1 des Gesetzes über die Gemeinschafts- 
aufgabe „Ausbau und Neubau von wissenschaft- 
lichen Hochschulen" (Hochschulbauförderungsge- 
setz) vom 1. September 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1556) werden die Worte „1. Februar" durch die 
Worte „1. April" ersetzt. 

Artikel 2 

In § 7 Abs, 1 des Gesetzes über die Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" vom 3, September 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1573) werden die Worte „1. Februar" 
durch die Worte „1. April" ersetzt. 


Artikel 3 

In § 7 Abs. 1 des Gesetzes über die Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" vom 6. Oktober 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1861) werden die Worte „1. Februar" durch die 
Worte „1. April" ersetzt. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 23. Juli 1970 


Dichgans 

Frau Geisendörfer 
Dr. Gruhl 
Dr. Hammans 
Dr. Jahn (Braunschweig) 

Dr. Miltner 
Rollmann 
Ruf 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
Wagner (Günzhurg) 


Hirsch 

Dr. Müller (München) 
Dr. Bardens 
Bauer (Würzburg) 
Frau von Bothmer 
Brünen 
Dürr 

Frau Eilers 
Engholm 

Killat-von Coreth 
Konrad 

Dr. Müller-Emmert 
Peters (Norden) 
Dr. Rinderspacher 
Schonhofen 
Schwabe 
Spilledce 
Wende 


Mertes 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus 
Graaff 
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Begründung 


Die Gesetze über die Gemeinschaftsaufgaben zur 
Ausführung des Artikels 91 a GG bringen Probleme, 
die insbesondere in einer Einschränkung der Etat- 
hoheit und in einer Einengung der Kontrollbefug- 
nisse der Parlamente im Stadium der Planung der 
Gemeinschaftsaufgaben deutlich werden. In den 
Gesetzen über die Gemeinschaftsaufgaben ist als 
Termin für die Anmeldung zu den Rahmenplänen 
der 1. Februar jeden Jahres bestimmt. Zu diesem 
Zeitpunkt können — ■ wie die Beratungen ergeben 
haben — die Landesparlamente von den Landes- 
regierungen noch nicht unterrichtet sein. Damit die 
Parlamente die Etatansätze mit der vom Land auf- 
zubringenden Summe nicht erst nach Beschlußfas- 
sung über die Rahmenpläne in den Haushaltsent- 
würfen vorgelegt bekommen und damit zu reinen 
Zustimmungsorganen über kaum noch zu ändernde 
Ansätze werden, ist ein späterer Anmeldetermin 
erforderlich. Eine Verschiebung vom 1. Februar auf 
den 1. April jeden Jahres entspricht nach Emp- 
fehlung der Konferenz der Präsidenten der deut- 
schen Landesparlamente dem sich aus Termingrün- 
den ergebenden Zeitplan. 
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